
Nachschlagewerk: ja 
Amtliche Sammlung: nein

2150 087
BGB § 202
Wenn und solange im Einverständnis zwischen Schädiger und 
Geschädigtem der Versuch gemacht wird, durch Inanspruch­
nahme eines Dritten die eingetretenen Schäden zu beseiti­
gen oder den Eintritt drohender Schäden zu verhindern, 
muß im Verhältnis zwischen Schädiger und Geschädigtem als 
beiderseits gewollt auch angesehen werden, daß der Ge­
schädigte während dieser Zeit den Schädiger auf Schadens­
ersatz nicht in Anspruch nehmen wolle und solle (pactum de 
non petendo). Es tritt insoweit eine Hemmung der Verjäh­
rung gemäß § 202 Abs. 1 BGB ein.

BGH, Urto v. 51« März I960 - III ZR 159/58 OLG Düsseldorf
LG Duisburg



I1I_.ZR 159/5.3
Verkündet
am 31o März I960
Fieser, Justizangestellter
als Urkundsbeamter der
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit 
des Fabrikanten Alois in I»t

Klägers, Berufungsbeklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br

gegen
den Recht sanwalt und Notar Hugo 
otraße S ,

Beklagten, Berufungskläger und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigter! Rechtsanwalt Br

tetraße

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 24. März I960 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Br. Pagendarm, Br. Weber, Br. Kreft, 
Br. Beyer und Gähtgens

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts BÜsseldorf vom 
26. Juni 1958 aufgehoben.

Bio Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Bnt 
Scheidung, auch über die Kosten der Revision, an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Der Kläger verlangt von dem Beklagten als Notar Scha­
densersatz wegen Amtspflichtverletzung bei Beurkundung eines 
GrundstückskaufVertrages * Im einzelnen handelt es sich um fol­
genden Sachverhalt: Anfang 1953 kam es zwischen dem Kläger 
und dem Beklagten als Vertreter des Bankangestellten Wilhelm 
R i ^ B A  jun. zwecks Anmietung oder Ankaufs eines dem RiBBBB 
jun. gehörenden Grundstücks in MBMBMBHBfc-SBPHB zu Ver­
handlungen. RiBBBB jun. hatte das Grundstück im Februar 1951 
in einer Zwangsversteigerung erworben, die die Vereinsbank in 
IfllHBBHBBBHB aus zwei Sicherungshypotheken von. 12 684? 72 DM 
und 55 000 DM betrieben hatte. Da er jedoch im Verteilungster­
min das Bargebot nur zu einem geringen Teil begleichen konnte, 
war im Teilungsplan die restliche gegen ihn bestehende Forde­
rung in Höhe von 67 582,40 DM auf die Vereinsbank übertragen, 
zunächst auch die Eintragung einer Sicherungshypothek in Höhe 
dieses Betrages zugunsten der Vereinsbank angeordnet, dann 
aber verfügt worden, daß die Eintragungsanordnung vorerst 
nicht auszuftthren sei. Zur Eintragung der Sicherungshypotek 
kam es erst am 2. März 1954*

Bei den Verhandlungen zwischen dem Kläger und dem Beklag­
ten als Vertreter des R i B H B  jun. wegen des Grundstücks im 
Februar und März 1953 brachte der Kläger zum Ausdruck, daß er 
an einem Kauf nur Interesse habe, wenn er das Grundstück la~ 
ctenfrei erhalte. Der Beklagte wußte zwar, daß die Vereins- 
Dank gegen den Grundstückseigentümer R i B U B  jun^ die oben­
erwähnte Forderung aus dem Teilungsplan hatte; ferner wußte 
er, daß die Nationalbank A.G. in Essen von der Vereinsbank 
die Abtretung jener Forderung verlangte. Er war jedoch der An­
sicht, die Nationalbank verlange die Abtretung zu Unrecht und 
die Vereinsbank sei gehalten, die "löschungsfähigo Quittung"
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fur jene Forderung zu erteilen. Der Beklagte sagte bei den 
Verhandlungen mit dem Kläger diesem die lastenfreie Über­
tragung des Grundstücks zu und erklärte ihm insbesondere, 
er habe von dem Vorstandsmitglied RicflHM der Vereinsbank 
die feste Zusage, daß die Vereinsbank die Mlöschungsfähige 
Quittung“ erteilen werde für die auf dem Grundstück lasten­
den Grundpfandrechte (gemeint war die oben genannte Tei- 
lungeplanforderung, für die eine Sicherungshypothek einge­
tragen werden sollte).

Am 16, März 1933 beurkundete der Beklagte als Notar 
einen Kaufvertrag über einen noch zu vermessenden Teil des 
Grundstücks - den Betriebsteil, im Gegensatz zu dem »Yohn- 
teil - zwischen BiflBHI jun. und dem Kläger, wobei er dem 
Kläger mündlich nochmals die oben genannten Zusicherungen 
gab. In § 6 des Vertrages wurde bestimmt:

Au2 dem Gesamtgrundstück, also auch auf dem verkauf­
ten Betriebsteil lasten zwei Hypotheken zugunsten der 
Vereinsbank e.GmbH. p H B H B l  in Höhe von
12 684, 72 DM und 55 000 DM. Der dieser Hypothek zu­
grunde liegende Schuldbetrag ist getilgt. Der Verkäu­
fer übernimmt es, die Löschung dieser Hypothek her­
beizuführen.

Als Kaufpreis hatte der Kläger gemäß § 3 des Vertrages *
130 000 DM zu zahlen, und zwar 30 000 DM Zug um Zug gegen 
Vorlage der löschungsfähigen Quittungen für die in § 6 
genannten “Hypotheken”, 100 000 DM in bestimmten monat­
lichen Raten ab 1. Juli 1953« Gemäß § 8 des Vertrages soll­
te das Grundstück am Tag der Vertragsschließung dem Kläger
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übergeben werden - so geschah es auch - und sollte die Auf­
lassung erfolgen, sobald die Vermessungsunterlagen Vorlagen*

Pie Parteien sind darüber einig, daß es in § 6 statt 
"zwei Hypotheken.... «von 12 684972 DM und 55 000 LM” rich­
tig hätte heißen müssen: “eine noch einzutragende Hypothek 
von 67 582,40 DM", und daß § 6 so verstanden werden muß, als 
stünde dies in ihm*

Bereits wenige Tage nach dem Vertragsschluß stellte sich 
heraus, daß BiflHHl jun. und der Beklagte nicht in der Lago 
waren, die 11 löschungsfähige Quittung” von der Vereinsbank zu 
erhalten .. Liese verweigerte deren Erteilung mit Rücksicht 
auf den von der Nationalbank A.G. in M i  gegen die Vereino- 
bank erhobenen Anspruch auf Abtretung jener Tellungsplanfor- 
derungo Per Vater des RiMHfe jun., R i M H l  sen., verklagte 
daraufhin, wie der Beklagte am 17* April 1953 dem Kläger 
schrieb, die Vereinsbank auf Abtretung der Forderung aus dem 
leilungsplan an ihn (RiflMB sen.), hatte damit aber keinen 
Prfolg.

Per Kläger zog Ende April/Mai 1933 mit seinem gesamten 
Fabrikationsbetrieb von auf das gekaufte
Grundstück in

Auch in der Folgezeit verschaffte R i M H B  jun. dem Kla­
rer weder die »löschungsfähige Quittung” noch das Eigentum 
in dem Grundstück.

Am 14. März 1954 vereinbarten R i M B M  jun. und der Klä­
ger schriftlich die Aufhebung des Kaufvertrages und den Ab­
schluß eines Mietvertrages Uber das ursprünglich verkaufte
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Grundstück, beides unter der aufschiebenden Bedingung, daß 
KiMflPjun. das Grundstück an einen anderen verkaufe« Der 
- bedingte - Mietvertrag sollte als mit dem 16. März 1953 
beginnend gelten und am 31. Dezember 1954 enden.

Schließlich wurde vereinbart, daß "die beiderseitigen 
Ansprüche aus dem aufzuhebenden Kaufvertrag" mit dem Ab­
schluß des Mietvertrages erloschen seien.

Es kam jedoch nicht zu einem Verkauf, sondern zur 
Zwangsversteigerung des Grundstücks. Hierdurch wurde der 
Kläger gezwungen, das Grundstück im Oktober 1954 zu räumen. 
Er verlegte seinen Fabrikat ionsbet rieb nunmehr nach K M

Der Kläger hat vorgetragen* Er habe bei Kaufabschluß 
nichts davon gewußt, daß entgegen der Zusicherung des Be­
klagten und seiner Erklärung, daß er noch an demselben Tag 
dio “löschungsfähige Quittung” der Vereinsbank erhalten wer­
de, Schwierigkeiten in der Herbeiführung der Lastenfreihoit 
des Grundstücks bestanden. Hätte er davon gewußt, so würde 
er den Kaufvertrag nicht geschlossen haben, zumal für ihn 
keinerlei Hotwendigkeit bestanden habe, seine Betriebsräu­
me in aufzugeben. Erst im Dezember 1953
seien ihm Zweifel in der Richtung gekommen, daß die Lasten­
freiheit des Grundstücks noch erreicht werden könne. Er ha- /' 
be deshalb damals die Zahlung der weiteren Kaufpreieraten 
eingestellt. Der Beklagte habe ihn jedoch bis zur Verstei­
gerung des Grundstücks im /Juli 1954 hingehalten und ihm im­
mer wieder erklärt, die Forderung sei getilgt, die “löschungs- 
fahige Quittung” bringe er bei. - Er habe keine Möglichkeit, 
Ersatz seines Schadens von einem Dritten, insbesondere von

t



HiflBHB jung., der zudem zahlungsunfähig sei? zu erhalten, 
und er habe niemals eine solche Möglichkeit gehabt.

Von dem Schaden, der ihm angeblich - u.a. durch höhere 
von ihm aufzubringende Mietzinsen, Umzugskosten, Gewinnaus- 
fall, Baukosten für das H ^ f l i e r  Grundstück, Kosten für Bß-? 
Schaffung neuer Mieträume und für Versicherung der Gebäude 
in - in Höhe von 37 000 DM entstanden ist, verlangt
er 10 000 DM ersetzte Er hat am 17. Oktober 1956 bei dem zu­
ständigen Amtsgericht einen Antrag auf Erlaß eines Zahlungs- 
befahles über diesen Betrag eingeislcht uhd später vor dem Land­
gericht, an das die Sache nach erfolgtem Y/iderspruch des Be­
klagten verwiesen wurde, beantragt, den Beklagten zur Zahlung 
von 10 000 DM nebst Zinsen zu verurteilen«

Der Beklagte hat demgegenüber geltend gemacht: Dem Klä­
ger sei der ganze Sachverhalt bekannt gewesen und er, Be­
klagter, habe keino unrichtigen Erklärungen abgegeben« Zu­
dem bestehe zwischen der behaupteten Amtspflichtverletzung 
(Unterlassen einer Belehrung über die Schwierigkeiten mit 
der Vereins- und der Nationalbank) und dem vom Kläger gel­
tend gemachten Schaden kein ursächlicher Zusammenhang, fer­
ner habe der Kläger vor Herbst 1954 di‘e'̂ $ Möglichkeit ge­
habt, sich auf andere Weise schadlos zu halten« Auch treffe 
den Kläger ein Mitverschulden, und schließlich sei der Klage- 
anspruch verjährt.

Das Landgericht hat den Klageanspruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt«

Vor dem Oberlandesgericht hat der Kläger ln der mündli­
chen Verhandlung vom 29. Mai 1958 seinen Klageantrag * dahin
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klargestellt, daß er jeden der einzelnen Schadensposten in 
der Reihenfolge der - dem Schriftsatz vom 4* Januar 1957 bei­
gefügten - Schadensaufstellung bis zum Betrage der Klagesumme 
ganz geltend macht.

Bas Oberlandesgericht hat unter Abänderung des landge­
richtlichen Urteils die Klage abgewiosen mit der Begründung, 
daß der Klageanspruch verjährt sei.

Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen Klageantrag 
weiter, Ber Beklagte bittet um Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:

Bas Berufungsgericht hat seine Entscheidung im wesent­
lichen mit folgendon tatsächlichen und rechtlichen Erwägun­
gen begründet:

Als rechtliche Klagegrundlage kämen nur die Bestimmun­
gen der §§ 21 Abs, 1 Satz 1-2 RIlotQ, 839 BOB über die Scha- 
densersatzpflicht des Beklagten wegen einer bei Vornehme dines 
Beurkundungsgeschäftos schuldhaft begangenen AmtspflichtVer­
letzung, nicht dagegen die Bestimmungen des § 26 KUotO i.V, 
m. § 21 Abs. 1 Satz 3 RHotO in Betracht. Es könne jedoch da­
hingestellt bleiben, ob der Beklagte sich dem Kläger gegen­
über einer Amtspflichtverletzung schuldig gemacht und da­
durch den vom Kläger behaupteten Schaden verursacht habe, ob 
- für den i'all einer lediglich fahrlässigen Amtspflichtver- 
Ictzung - der Kläger einen Schadensersatzanspruch gegen Ri-
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( ■ ■ I  jun, gehabt habe und diesen auch habe durchsetzen kön­
nen, und ob den Kläger ein etwaige Schadenersatzansprüche 
minderndes Mitverschulden an dem behaupteten Schaden treffe. 
Denn jedenfalls seien etwa entstandene Schadenersatzansprü­
che des Klägers gegen den Beklagten verjährt»

Von den durch die angebliche AmtspflichtVerletzung des 
geklagten verursachten Schäden habe der Kläger spätestens 
im Zeitpunkt seines schreiben an den Beklagten vom 
26o August 1953 Kenntnis gehabt.

Auch die Kenntnis von der Person des Ersatzpflichtigen 
im Sinne des § 852 BGB habe der Kläger im April 1953? spä­
testens bei Niederschrift seines Briefes an den Beklagten 
vom 16o Mai 1953 gehabt, in dem er den Beklagten als den zum 
Krsatz dieses schaden Verpflichteten ausdrücklich bezeichnet 
habe.

Das "Vertrösten” und "Hinhalten” des Klägers durch den 
Beklagten sei insoweit unerheblich. Es habe nur zum Inhalt 
gehabt, daß der Beklagte eine böse Absicht geleugnet und in 
Aussicht gestellt habe, es werde - durch verschiedene, von 
ihm vorgeschlageno Manipulationen - alles noch gut werden, 
äelu Zolg^eschäden würden nicht eintreten, Das aber habe die 
Kenntnis des Klägers von der Person des Ersatzpflichtigen - 
■.Au auch von dem Schaden - nicht gemindert.

Sonach sei die Verjährungsfrist bereits vor der am 
.7, Oktober 1956 erfolgten Einreichung des Gesuchs um Erlaß 
t «.nee Zahlungsbefehls abgelaufen gewesen.
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Sollte diese Auffassung nicht zutreffen, wolle man ins­
besondere die Kenntnis des Klägers vom Schaden erst annehmen, 
als er im Oktober 1954 das zum zweiten Mal versteigerte Grund­
stück habe räumen müssen, oder wolle man seine Kenntnis von 
der Person des Ersatzpflichtigen erst bejahen, nachdem B i l H ^  
sen. in dem Armenrechtsverfahren und in dem Verfahren der 
einstweiligen Verfügung gegen die Vereinsbank auf Abtretung 
der Ansprüche aus dem Teilungsplan endgültig unterlegen gewesen 
sei (Januar 1954), indem man in einer vorher noch vorhandenen 
Chance des RitfHMp sen. eine Möglichkeit anderweiter Ersatzer­
langung sehe, so greife trotzdem die Einrede der Verjährung 
durch. Denn die Einreichung des Gesuches um Erlaß des Zahlungs­
befehls in Vex^bindung mit dessen späterer Zustellung habe die 
Verjährung nicht unterbrochen. Vielmehr habe eine zur Unter­
brechung der Verjährung geeignete Handlung erstmals in der Stel­
lung des erläuterten Klageantrages im Termin vom 29. Mai 1958 
gelegen, und zu diesem Zeitpunkt sei die Verjährung längst ein­
getreten gewesen. Vorher habe es nämlich an den Prozeßvoraus­
setzungen des § 255 Abs. 2 Kr. 2 ZPO - Erfordernis der bestimm­
ten Angaben des Gegenstandes und des Grundes des erhobenen An­
spruchs sowie eines bestimmten Antrages - gefehlt. Denn die 
Klage sei bis dahin lediglich auf Zahlung eines nur dem betrage 
nach bestimmten Teiles aus der Summe mehrerer selbständiger For­
derungen gerichtet gewesen, ohne eine Erläuterung dahin, welche 
Teile der mehreren selbständigen Forderungen oder in welcher /Reihenfolge sie geltend gemacht würden. Die genannten Prozeß­
voraussetzungen aber müßten vorliegen, damit die Wirkung der 
Unterbrechung eintrete. Die Heilung dieses prozessualen Man­
gels trete nicht mit rückwirkender Kraft (ex tune) ein, son­
dern wirke nur ex nunc.
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II.

Dem Berufungsgericht ist darin beizupflichten, daß nach 
dem Klagevortrag des Klägers die - angebliche - Amtspflicht­
verletzung nicht im Rahmen eines Amtsgeschäfts der in § 26 
RiiotO bezeichneten Art, bei der die Vorschrift des § 839 Abs,1 
Satz 2 BGB gemäß § 21 Abs,1 Satz 3 RNotO nicht zur Anwendung 
kommt, sondern im Rahmen der Beurkundungstätigkeit (§22 RNotO) 
begangen worden ist* Die nevision hat insoweit auch keine Be­
denken erhoben,

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ist jedoch 
der Klageanspruch nicht verjährt. Dabei kann dahinstehen, ob 
dem Berufungsgericht in der frage, wann der Kläger Kenntnis 
von dem Schaden und der Person des ersatzpflichtigen erlangt 
hat, gefolgt werden könnte oder nicht. Wesentlich ist fol­
gendes:

I,) Das Berufungsgericht hat das Vorbringen des Klägers, 
der Beklagte habe ihn leô p Zeit hindurch »vertröstet” und “hin­
gehalten”, mit der Erwägung ^abgetan, daß dieses Verhalten des 
Beklagten die Kenntnis des Klägers von der Person des Ersatz­
pflichtigen und von dem Schaden nicht gehindert habe und des­
wegen für die Frage der Verjährung unerheblich sei. Dieses 
Vorbringen des Klägers gewinnt jedoch unter nachstehenden Ge­
sichtspunkten Bedeutung: Das Berufungsgericht hat den bereits 
im April 1933 als gegeben angesehenen Schaden des Klägers da­
rin gesehen, daß die Löschung der Hypotheken nicht sofort er­
folgt sei und auch völlige Ungewißheit darüber geherrscht habe, 
ob die Löschung schließlich Überhaupt zu erreichen se4l. Einen 
weiteren Schaden hat es in dem - Ende April/Anfang Mal 1953 er­
folgten - Umzug des Klägers auf das Kaufgrundstück, dessen Be-
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lastung jederzeit zu einer Zwangsversteigerung habe führen 
können, erblickte Y/enn man dem Berufungsgericht auch darin 
folgen wollte, daß es sich insoweit um Schäden gehandelt 
habe, deren Kenntnis für den Beginn der Verjährungsfrist 
Somäß § 852 BGB entscheidend war, so wären diese in der Un­
sicherheit der Situation begründeten Schäden doch praktisch 
wieder beseitigt worden, wenn die Vereinsbank später die lö- 
ochungsfähige Quittung erteilt und den Verkäufer RifMfc jun, 
damit in die Lage versetzt hätte, seiner Verpflichtung, die 
Lastenfreiheit des Grundstücks herbeizuführen, nachzukoznmen.

Ben Versuch, auf diese «eise die in Rede stehenden Schä­
den wieder zu beseitigen und dem Eintritt der dem Kläger aus 
der Weigerung der Vereinsbank, die löschungsfähige Quittung 
zu erteilen, drohenden Gefahren zu verhindern, haben der 
Grundstücksverkäufer R i t N B  jun. (und dessen Vater) mit Hil­
fe des Beklagten unternommen» Sie haben es nicht bei der Wei­
gerung der Vereinsbank bewenden lassen» Vielmehr hat 
sen» bereits im April 1955 ©in Armenrechtsge.suiPh (mit Klage­
schrift) für eine Klage gegen die Vereinsbank auf Abtretung 
ihrer Ansprüche aus dem im Zwangsversteigerungsverfahren auf­
gestellten Teilungsplan eingereicht und gleichzeitig den £r- 
-aß einer einstweiligen Verfügung dahin beantragt, der Ver- 
-..inorjbank zu untersagen, die Ansprüche aus dem Teilungsplan 
n einen anderen als den Antragssteller abzutreten«, Der Be­

klagte hat dem Kläger davon Kenntnis gegeben und ihm mit Schrei­
ben vom 17o April 1955 mitgeteilt, RiflIBI habe tfinzwischen 
die Konsequenzen aus diesem Verhalten der Vereinsbank gezogen 
und sie auf Erteilung der Löschungsbewilligung verklagt und 
jetzt schon durch einstweilige Verfügung das Verbot gegen dio 
Voreinsbank erwirkt, die Hypotheken an keinen anderen als ihn
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selbst abzutreten”, Er hat in diesem Schreiben ferner den 
klüger «nochmals um Verständnis fUr diese unverschuldet 
eingetretene Veränderung inäder Sach- und Rechtslage" und 
darum gebeten, bei der Beseitigung der Schwierigkeiten "in 
fairer Weise” mitzuhelfen, Der Beklagte hat weiter durch 
Verhandlungen mit einem Kaufmann B M I  mit dem Siel, daß 
dieser gegen Abtretung der Ansprüche des Verkäufers aus dem 
Kaufvertrag den Kaufpreis zahlte, die Schwierigkeiten zu be­
reinigen versucht und zu einer solchen Regelung das Einver­
ständnis des Klägers und seines Anwalts erbeten (Schreiben 
vom 30« April 1953 an den Kläger und an Rechtsanwalt JflpP)«
Uit Schreiben vom 16« Mai 1953 an den Beklagten hat der Klä­
ger darauf hingewiesen, daß ihm, wenn ihm nicht ein lasten­
freies Grundstück verschafft werde, vielleicht ein «entsetz­
licher schaden” entstehe, daß er aber noch immer gewillt sei, 
das in seiner Macht Stehende zu tun, ”daß der am 16« März 1953 
errichtete Vertrag seine Erfüllung findet", worauf der Beklag­
te erwidert hat«/ er stelle «o.« mit Befriedigung fest, daß 
der Kläger gewillt sei, alles zu tun, um die Vertragserfül­
lung zu gewährleisten (Schreiben vom 18« Mai 1953)* Der Klä­
ger hat dem Beklagten alsdann unter dem 30. Juni 1953 einen 
Scheck über 3 000 DM zur Begleichung der nach § 3 des Ver­
trages in Höhe von 2 000 DM am 1. Juli 1953 fällig gewordenen 
Sinsen und der ebenfalls fällig gewordenen Kaufpreisrate von 
1 000 DM übersandt. Ebenso hat der Kläger die am 1, August 1953 
fällig gewordene Kaufpreisrate von 1 000 DM wiederum fristge­
recht beglichen. In der Zwischenzeit haben die Parteien auch 
noch weiter - insbesondere über die Bezahlung der Grunderwerbo*.r 
Steuer, den beim Städtischen Vermessungsamt gestellten Antrag 
:*.uf Genehmigung der Grundstücksteilung, den Verkauf der auf 
wem Grundstück vorhandenen Trafo-Anlage usw - korrespondiert«
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Unter dem 26. August 1953 hat der Kläger dem Beklagten u (a. 
geschrieben, die durch die Nichterfüllung des Kaufvertrages 
entstandenen Schwierigkeiten, vermöchten der Beklagte;, und 
kiflHH* jun»s scheinbar nicht zu überwinden, so daß er, Klä­
ger, die oache wohl selbst in die Hand nehmen müsse 5 dazu 
bitte er u.a> um Mitteilung, wie hoch die Schuldenlast sei, 
die zur Tilgung bei der Vereinsbank kommen müßte, um die lö­
schungsfähige Quittung zu erhalten.. Darauf hat der Beklagte 
mit Schreiben vom 28. August 1953 u.a. erwidert, die Schuld 
des KiMIBl sen. gegenüber der Vereinsbank sei erloschen; 
dio Vereinsbank habe die Sicherheit aber noch nicht freige­
geben, und dieserhalb habe •‘ii'flBH^ aen. die Vereinsbank ver­
klagt. Dazu hat der Kläger - nachdem er unter dem .
31c August 1953 wiederum dem Beklagten zur Begleichung der 
am 1. September 1953 fällig werdenden Kaufpreisrate einen 
Verrechnungsscheck über rund 430 DM übersandt und im übri­
gen mitgeteilt hatte, er habe den restlichen Betrag nach 
Maßgabe eines Pfändungs-und i>borweisungsbeschlusses ver­
rechnet - geschrieben, die Schuld des R i B B B  sen. sei ihm 
nicht uo wichtig wie die des R i B B B  jun., der ihm sein 
Grundstück verkauft habe, und der die "Löschungsquittung11 
liefern müsse, und den Beklagten gefragt, ob EiflMB jwie­
der Vereinsbank noch etwas schuldig sei und, wenn ja, wie­
viel (Schreiben vom 3. September 1953)« In seinem Antwort- 
renreiben vom 7* September 1953 hat der Beklagte dann noch 
.inmal den oachverhalt dargelegt und geschrieben, daß Ri- 
B H B  jun. überhaupt keine Verbindlichkeit gegenüber der 
Vereinsbank habe und damit lediglich insoweit belastet sei, 
als'auf seinem Grundstück die Hypothek von 45 000 DM formell nc 
laste; dazu erkläre er, Beklagter, nochmals, daß die Ver­
einsbank ihm persönlich erklärt habe, daß sie die Löschungs­
bewilligung erteilen werde, sobald er, Beklagter, die Schuld
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dos HitfBBI sen. übernommen habe; das sei geschehen, aber 
die Vereinsbank habe ihr Versprechen nicht gehalten, so 
daß HiiflBI sen. die Klage gegen die Vereinsbank habe er­
heben müssen. Darauf hat der Kläger auch in der Polgezeit 
die fällig werdenden Kaufpreisraten (monatlich 1 000 DM) 
und die am 1. Oktober 1953 wiederum fällig werdenden Zin­
sen bezahlt oder verrechnet. Schließlich hat der Kläger 
dem Beklagten unter dem 15» Dezember 1953 folgendes ge­
schrieben:

"Das Jahr 1953 neigt sich seinem Ende zu und veran­
laßt mich, auch in der Angelegenheit des Notariats­
aktes vom 15*3?1953 Rückschau zu halten.
Hier zeigt sich einmal eine völlig gerade Linie, näm­
lich meine Seite, in dem ich meine Zahlungen stets 
pünktlich und in voller Höhe geleistet habe und eine 
sehr unklare, fast möchte ich sagen, geheimnisvoll 
verworrene Linie, nämlich die von Ihnen vertretene 
Seite, indem Sie weder die restliche grundbuchliche 
Übertragung in den vielen vergangenen Monaten errei­
chen konnten noch das lastenfrei verkaufte Grund­
stück wirklich lastenfrei gemacht haben.
Sie werden einsehen, daß ich unter den jetzigen Um­
ständen keine weiteren Zahlungen leisten kann, zu­
mal nicht zu orsehen ist, wozu die von mir gezahlten 
Gelder verwandt werden. Es fehlt insbesondere jeder 
Nachweis, daß die von mir gezahlten Gelder z.B. für 
die Grunderwerbsteuer verwandt v/erden.
Es muß zu mindest eine Mitteilung darüber erfolgen, 
was nunmehr geschieht, damit ich endlich als Eigen­
tümer in das Grundbuch eingetragen werde. Zu diesem 
Schritt bin ich gezwungen, zumal ich außer hohen In­
vestitionskosten

noch bar rund 10 000,— DM an Sie bisher gelei­
stet habe.

Ich bitte daher umgehend um Ihre Stellungnahme, wie 
Sic sich die Bereinigung dieser Angelegenheit den­
ken. Ich betone ausdrücklich, daß ich nach wie vor 
bereit bin, die Zahlungen zu leisten, um eine güt-



liehe Regelung der Angelegenheit zu erreichen.
Auf jeden Pall muß jedoch eine Regelung getroffen wer­den ,"

Daraufhin hat der Beklagte unter dem 4° Januar 1954 
u.a» erwidert9 der Kläger wisse, daß der Prozeß gegen die 
Vereinsbank auf Erteilung der LÖschungsbewilligung schwebe; 
er brauche also hierüber kein weiteres Wort der Aufklärung 
zu sagen» Dieses Schreiben hat der Kläger mit der Mittei­
lung beantwortet, daß er sich veranlaßt sehe, sich «rechts- 
freundlich» beraten zu lassen»

Dieser Gang der Verhandlungen zeigt, daß der Kläger 
auf die Erklärungen des Beklagten hinsichtlich der Be­
schaffung der löschungsfähigen Quittung vertraut, mit 
Rücksicht auf die gegen die Vereinsbank erhobene Klage 
zugewartet und aus dem Ausbleiben der lößchungsfähigen 
Quittuug zunächst keine Polgerungen gezogen hat, vielmehr 
seine eigenen Verpflichtungen aus dem Kaufvertrag zur 
Zahlung der Kaufpreisraten und der Zinsen erfüllt hat»
Wie oben bereits gesagt, stellt das Vorgehen gegen die 
Vereinsbank, objektiv betrachtet, den - von dem Beklag­
ten angeregten - Versuch dar, die durch die hier inte­
ressierende Pflichtverletzung des Beklagten (mangelnde 
Aufklärung Uber die Schwierigkeiten hinsichtlich der 
Löschung der Hypotheken bei der Vereinebank) - mögli­
cherweise - eingetretenen Schäden zu beseitigen oder 
den Eintritt der dadurch drohenden Schäden zu verhin­
dern» Wenn sich der Kläger mit einem solchen Versuch ein­
verstünden erklärte, dann muß auch im Verhältnis zwi­
schen dem Kläger und dem Beklagten als beiderseits ge-
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wollt angesehen werden, daß der Kläger so lange, wie er mit 
Rücksicht auf das Vorgehen gegen die Vereinsbank zuwartete 
und seinerseits die Verpflichtungen aus dem Kaufvertrag er­
füllte, auch den Beklagten auf Schadensersatz nicht in An­
spruch nehmen wolle und solle(pactum de non petendo). Dann 
aber war während dieser Zeit ~ wie der Senat bereits bei 
einem insoweit ähnlich liegenden achverhalt. in seinem Ur- 
teil vom 21 * Dezember 1959 III ZR 33/59 entschieden hat 
(vgl. auch LEJ § 202 BGB Nr«3) - die Verjährung gemäß § 202 
Abs* 1 BGB gehemmte Das bedeutet hier für den Lauf der Ver­
jährungsfrist;

Selbst wenn man annimmt, die Verjährungsfrist habe be­
reits wenige Tage nach dem Abschluß des Kaufvertrages 
(16* März 1953) zu laufen begonnen, so war sie doch von dem 
Augenblick an gehemmt, als der Beklagte dem Kläger mit Schrei- 
ben vom 17* April 1953 mitteilte, daß R i ^ H P  sen. die Ver- 
cinsbank auf „rteilung der Löschungsbewilligung verklagt' 
habe, und der Kläger daraufhin zu erkennen gab, aus dem Aus­
bleiben der Löschungsbewilligung - vorerst * keine Polge­
rungen ziehen und zunächst zuwarten zu wollen. Dies war - 
spätestens - der Pall, als der Kläger dem Beklagten bei einer 
Unterredung am 30. April 1953 laut Aktenvermerk des Beklag- 
ton versicherte, jeden für ihn gangbaren Weg beschreiten zu 
wollen, "um eine anderweite Erfüllung des Kaufvertrages zu 
erreichen“. Beendet war die Hemmung der Verjährung frühes­
tens Anfang Januar 1954? als der Kläger dem Beklagten auf 
sein Schreiben vom 4« Januar 1954? mit dem er auf den Lauf 
des Prozesses gegen die Vereinsbank hingewiesen hatte, ant­
wortete, daß er nunmehr Rechtarat einholen wolle. Zwar hat­
te inzwischen das Oberlandesgericht die Beschwerde des Ri-
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iMBfc sen. gegen den landgerichtlichen Beschluß, durch den 
ihn das Armenrecht für die Klage gegen die Vereinsbank man­
gels hinreichender xirfolgsaussichten versagt worden war, be­
reits am 14* Juli 1953 und die dagegen erhobenen Gegenvor- 
Stellungen mit Beschluß vom 26, November 1953 zurückgewie- 
sen. Aber .V--U| ganz abgesehen davon, daß kein Anhalt für 
eine Kenntnis des Klägers von diesen Vorgängen vorliegt, 
ist in dem Verfahren betreffend .Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung das die Berufung des Antragsstellers zu­
rückweisende und die Erfolglosigkeit des Vorgehens gegen 
die Vereinsbank endgültig erweisende Urteil des Oberlandes- 
gerichts erst am 21. Januar 1954 ergangen. Unter Berücksich­
tigung der Verjährungshemmung ergibt sich sonach, daß dio 
Verjährungsfrist von drei Jahren bei der im vorliegenden 
Verfahren am 17» Oktober 1956 erfolgten Einreichung des Ge­
suchs um Erlaß des Zahlungsbefehls noch nicht verstrichen 
war,

2.) Der Auffassung des Berufungsgerichts, die Einrei­
chung des Antrages auf arlaß des Zahlungsbefehls in Verbin­
dung mit dessen "demnächst11 am 23- Oktober 1956 erfolgten Zu­
stellung habe die grundsätzlich gemäß § 209 Abs.2 Hr. 1 BGB 
i-V.m. § 693 Abs2 ZPO eintretende Unterbrechungswirkung man­
gels bestimmter Angabe des Gegenstandes und des Grundes des 
erhobenen Anspruchs (§ 253 Abs.2 Nr.2 ZPO) nicht gehabt, die

/Unterbrechungswirkung sei vielmehr erst mit der Stellung des 
erläuterten Klageantrages im Verhandlungstermin vom 
29. Mai 1958 eingetreten, kann ebenfalls nicht gefolgt werden. 
Zu den in diesem Zusammenhang sich ergebenden Hechtsfragen hat 
der erkennende Senat bereits in seinem Urteil vom 13. Juli 1959 
III ZH 27/58 (= NJ?/ 1959, 1819 = VersR 1959, 835 « MBH 1959, 
919) im einzelnen Stellung genommen und ausgeführt, daß boi
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einem prozessualen Sachverhalt der hier in Hede stehenden Art
- hei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des § 261 b Abs <>3 
ZPO (d.h. beim Zahlungsbefehl des § 693 Abs2 ZPO) - durch die 
Einreichung der Klageschrift (des Zahlungsbefehls) bei Gericht 
alle Einzelansprüche bis zur Höhe der Klagesumme mit der Polgo 
der Verjährungsunterbrechung rechtshängig werden, und es so­
mit darauf, ob die Klarstellung des Klageantrages durch Auf­
gliederung der Klagesumme erst zu einem Zeitpunkt erfolgt, in 
dem die Verjährungsfrist ohne die Unterbrechung abgelaufen wä­
re, nicht ankommt. Auf diese Entscheidung, von der abzuweichen 
der Senat keinen Anlaß sieht, kann hier zur Vermeidung von Wie­
derholungen Bezug genommen werden (vgl. auch die Entscheidung 
des VI. Zivilsenats vom 27. November 1959 VI ZR 112/59 = VorsR 
I960, 133, 155).

Dieser in jener Entscheidung zu Grunde gelegte Sachver­
halt, daß *'diä'f Einzelansprüche als solche nach Grund und Be­
trag eindeutig bestimmt sind1» (vgl. dazu BGHZ 11,193), ist 
hier dadurch erfüllt, daß bereits im Zahlungsbefehl auf die 
auch im Rechtsstreit wiederum vorgetrageno;r. Zusammensetzung 
der Gesaatforderung verwiesen worden ist, von der nur ein
- allerdings nicht auf die Einzolposten aufgegliederter - 
Teilbetrag geltend gemacht worden ist.

Ls ist deshalb davon auszugehen, daß die Einreichung des 
iosuchs um Erlaß des Zahlungsbefehls am 17« Oktober 1956 die 
Verjährung der Klageforderung unterbrochen hat.

III.

Sonach ergibt sich, daß das angefochtene Urteil mit der 
ihm gegebenen Begründung nicht gehalten werden kann« Zwar
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müßte es trotzdem gemäß § 859 Absd Satz 2 BGB bei der Ab­
weisung der Klage sein Bewenden haben;, wenn bereits jetzt 
feststünde, daß dem Beklagten - wenn überhaupt - allenfalls 
eine fahrlässige Amtspflicht Verletzung zur Last zu legen sei 
und der Kläger eine Möglichkeit hätte, auf andere Weise Er­
satz seines Schadens zu erlangen, oder er eine vorhanden ge­
wesene Möglichkeit anderv/eiter Brsatzerlangung schuldhaft 
nicht wahrgenommen hätte (vgl. dazu BGB - RGBK Anm.96 zu 
§ 859). Das Berufungsgericht hat die Frage, ob der Beklagte 
sich überhaupt einer Amtspflichtverletzung schuldig gemacht 
habe und ob ihm gegebenenfalls Vorsatz oder nur Fahrlässig­
keit vorzuwerfen sei, offen gelassen und konnte dies von sei­
nen Rechts Standpunkt aus auch tun. Der bisher festgestellte 
Sachverhalt läßt eine abschließende Entscheidung dieser Fragen 

% auch noch nicht zu. Vielmehr ist dazu weitere Sachaufklärung
erforderlich. Bas Berufungsurteil muß deshalb aufgehoben und 
die öacho zur ard*rweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen werden.

Da bisher noch nicht feststeht, ob dem Beklagten über­
haupt eine Amtspflichtverletzung zur Last zu legen ist und 
ob ihm bejahendenfalls de.bcii nur Fahrlässigkeit oder sogar 
Vorsatz zur Last fällt, braucht auch der lediglich für den 
Fall einer fahrlässigen Amtspflichtverletzung erheblichen 
Frage der Möglichkeit anderweiter Ersatzerlangung nicht v/ei-, 
ter nachgegangen und insbesondere nicht dazu Stellung genom­
men zu werden, ob den dazu vom Berufungsgericht gemachten 
Ausführungen gefolgt werden könnte. Hierzu besteht umso we­
niger Veranlassung, als einmal das Berufungsgericht ledig­
lich unterstellt, der Kläger habe einen Ersatzanspruch ge- 
;en KiflBV jun. gehabt, und zum anderen die Parteien Ge-
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logenheit haben, im Rahmen der erneuten Verhandlung der Sache 
vor dem Oberlandesgericht ihr tatsächliches Vorbringen in der 
hier interessiersnden Dichtung noch zu ergänzen.

Dr. Pagendarm Dr. Y/eber Dr. Kro£t

Dr„ Beyer Gähtgens


